Außerordentliche Beilage 


zum Amts Blatt Nro. 10. der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


Marienwerder, den 11. März 1863. 


Der Staats⸗Anzeiger Nro. 54. enthält unter der Abtheilung „Nichtamtliches“ folgenden Artikel: 


„Die jüngſten . des Abgeordnetenhauſes über die polniſche Angelegenheit müſſen durch 
den leidenſchaftlichen Geiſt und on, in welchem ſie geführt worden, namentlich durch die Rückſichtslo⸗ 
figfeit gegen die Regierung Sr. Majeſtät des Königs bei allen beſonnenen Patrioten einen ſchmerzlichen 
Eindruck gemacht haben und die Beſorgniß erhöhen, daß eine Beſeitigung der inneren Schwierigkeiten, 
in welchen wir uns befinden, in dem Geiſte und Streben der Mehrheit des Hauſes keinen Anhalt und 
Boden finden kann. Dieſe Beſorgniß wurde ſchon durch die erſten Kundgebungen des Hauſes erregt; ſie 
ſteigerte ſich durch die leidenſchaftlichen Debatten über die Adreſſe. 


Nachdem jedoch in der Allerhöchſten Erwiderung vom 3. v. Mts. der dringende Wunſch Sr. Ma⸗ 
jeſtät auf Wiederherſtellung des inneren Friedens ausgeſprochen war, durfte man erwarten, daß das Ab⸗ 
geordnetenhaus es als ſeine Pflicht erkennen würde, fernerhin Nichts zu thun, was die Erfüllung dieſes 
Wunſches des Königs wie des Landes zu erſchweren geeignet wäre. Leider haben die neueſten Verhand⸗ 
lungen dieſe Hoffnung fürerſt nochmals vereitelt. Ein Theil der Redner der Mehrheit des Hauſes hat 
dabei einen Ton angeſchlagen, der mit der Achtung und Rückſicht, welche die Regierung des Königs als 
ſolche zu beanſpruchen berechtigt iſt, im ſchärfſten Widerſpruche ſteht. 


Man hat ſich nicht geſcheut, auf Grund willkürlicher Vorausſetzungen über eine Vereinbarung, deren 
wirklichen Inhalt man nicht kennt, die ärgſten Schmähungen und Verleumdugen gegen die Staatsregie⸗ 
rung im Ganzen und gegen deren einzelne Mitglieder auszuſprechen. Maßregeln, welche lediglich zum 
wirkſamen Schutze des eigenen Landes und Volkes auf Grund beſtehender Verträge getroffen worden, ſind 
in gehäffiger Entſtellung als eine „Nichtachtung des Rechtes“ und als „Verletzung des Geſetzes“, als eine 
„Mitſchuld an ruſſiſchen Verbrechen“ und als ein „Brandmal preußiſcher Ehre“ geſchmäht worden. Das 
ſchützende Eintreten preußiſcher Truppen in unſere bedroheten Grenzbezirke, welches von den Bewohnern 
derſelben dringend erbeten und dankbar begrüßt worden, durfte im Abgeordnetenhauſe als „brutale Mili⸗ 
tairherrſchaft“ bezeichnet werben. 


Die Miniſter des Königs ſind perſönlich den rückſichtsloſeſten Verunglimpfungen ausgeſetzt geweſen, 
obne daß die Redner irgendwie in die Schranken der Ordnung verwieſen wurden. Selbſt Männer, welche 
früber Gelegenheit hatten, mit richtigem Takt für parlamentariſche Sitte und Schicklichkeit einzutreten, 
haben es ſich nicht verſagt, ſich in Beleidigungen gegen die Räthe der Krone zu ergehen. 


l Unverhohlen trat bei dieſem Verhalten mehrfach die Abſicht hervor, durch ſolche perſönliche Verun⸗ 
glimpfung das längſt erſtrebte Ziel zu erreichen, die freie Beſtimmung der Krone in Bezug auf die Wahl 
ihrer Räthe zu beſchränken und zu vernichten. Man entblödete ſich nicht auszuſprechen, die Ehre dieſes 
(von Sr. Majeſtät dem Könige berufenen) Miniſteriums könne nicht mehr als die Ehre des Landes an⸗ 
Alehen werden, und da die fetzige Regierung Preußens in keiner auswärtigen Frage Lorbeeren ernten 
Pe, müſſe bei allen auswärtigen Fragen das Wort des Hauſes auf „Gewehr bei Fuß“ lauten, „fo 

ge die Krone ihre jetzigen Rathgeber behalte“. 


Während rn alle dieſe Ungebühr iſt kein Wort der Erinnerung oder Rüge aus dem Hauſe laut geworden. 
liche 0 5 5 es verſuchen wollte, den Präſidenten des Staatsminiſteriums auf Anlaß einer rein thatſäch⸗ 
1 a N urch den Zufammenhang feiner Ausführungen gerechtfertigten Erwähnung unbefugter Weiſe 
e Dtsztplin des Präfiventen zu unterwerfen, iſt dieſe gegen die Redner des Hauſes, für welche allein 


ſie Geltung hat : zriakei Anwendun 
gebracht worden. ungeachtet der offenbarſten Ausſchreitungen und Ungehörigkeiten nicht zur 8 


Das Land wird mit der Staatsregierung erkennen, daß bei einer derartigen Verletzung der ſchul⸗ 
digen Rückſichtnahme gegen die Räthe der Krone mehr und 5 alle Hoffnung auf eine erſprießliche Er⸗ 
ledigung der zu gemeinſamer Löſung vorliegenden wichtigen Aufgaben ſchwindet. 


Es mußte ſich die Frage aufdrängen, ob der Regierung zugemuthet werden kann, Verhandlungen 
der erwähnten Art ſich ferner erneuern zu laſſen, ob ſie nicht vielmehr die ſofortige Wahrung ihrer Würde 
durch Anwendung der ihr verfaſſungsmäßig zuſtehenden Befugniſſe dem Landtage gegenüber ins Auge zu 
faſſen hat. 


Wenn die Regierung von ernſten Schritten in dieſer Beziehung vorläufig Abſtand nimmt und die 
Selbſtverleugnung übt, ſich möglicherweiſe der Wiederholung verletzender Verhandlungen auszuſetzen, 
ſo dürfte es nur in der Abſicht geſchehen, ihrerſeits noch die Möglichkeit offen zu halten, zur verfaſſungs⸗ 
mäßigen Regelung der Finanz-Verwaltung für 1863 zu gelangen. 


